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Offene Türen

Die Europäische Nachbarschaftspolitik, das Pro-
dukt einer revidierten Ordnung nach dem Ende
des Kalten Krieges, versteht sich nicht als Anein-
anderreihung verschiedener Regionen, sondern in
erster Linie als ein Inbegriff  für die internationa-
le Rolle, die die Europäische Union in Zukunft 
zu übernehmen gedenkt. Bereits 1981 und 1986,
mithin geraume Zeit vor dem Fall der Berliner
Mauer und dem Ende des Kommunismus, ver-
suchte Brüssel mit der Entscheidung, die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) bis nach
Griechenland, Portugal und Spanien auszudeh-
nen, auch die demokratische Stabilität und die in-
nere Sicherheit des Kontinents zu gewährleisten.
Die gleiche Motivation sollte später den Beitritt
mittel-und osteuropäischer Länder begleiten. 

Kurz nach der Wiedervereinigung seines Lan-
des 1990 wollte Bundeskanzler Helmut Kohl
nach 40 Jahren Ost-West-Teilung nicht, dass die
östlichen Grenzen des wiedervereinten Deutsch-
lands mit denen der Europäischen Union iden-
tisch waren, hatte er es doch mit einem Osteuropa
zu tun, das zwar von seinen Verpflichtungen im
Rahmen des Warschauer Paktes befreit war, dessen
demokratische Entwicklung jedoch noch unge-
wiss schien. 

Seit dem 1994 in Essen abgehaltenen Europa-
rat ist es der Europäischen Union auch ein Anlie-
gen, eine Nachbarschaftspolitik zu praktizieren,
die auf ein Gleichgewicht zwischen Osten und Sü-
den bedacht ist. Im Zuge dessen haben sich ver-

schiedene Stimmen zu Wort gemeldet, so etwa ei-
ne Initiative aus Großbritannien, der zufolge ein
Unterschied zwischen den direkten Nachbarstaa-
ten und anderen, weiter entfernteren wie Weiß-
russland, der Ukraine und Moldawien angebracht
sei. Schweden seinerseits sollte vorschlagen, Russ-
land und die Mittelmeeranrainerstaaten einzu-
beziehen. Die Welle dieser Vorschläge versandete
1995 mit der Einrichtung der „Euro-Mediterra-
nen Partnerschaft“ (EMP), bei der die westlichen
Balkanstaaten und Libyen fehlten; letzteres erhielt
erst 1999 mit der Aufnahme Jordaniens einen Beo-
bachterstatus (siehe die Analyse von Thomas Siemes
in dieser Ausgabe). Der schwedische Vorschlag soll-
te, allerdings ohne Russland, wieder auf die Tages-
ordnung gelangen, als die Europäische Nachbar-
schaftpolitik (ENP) aus der Taufe gehoben wurde.

Unterschiedliche Definitionen

Die Definition für Nachbarschaft ist in den Län-
dern, die sich auf sie berufen, jeweils eine andere.
In Finnland beispielsweise, das seit 1995 der Eu-
ropäischen Gemeinschaft angehört, hat sich der
durch Europa verlaufende Eiserne Vorhang geöff-
net, dafür aber erhielt die finnische Grenze als
Außengrenze der Union eine neue, supranationa-
le Dimension. 

Wie Ilkka Liikanen, Professor für Sozialfor-
schung zu grenzüberschreitenden Fragen an der
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Universität von Joensuu (Finnland), in einem Bei-
trag für das finnische Kulturinstitut in Paris be-
tont, „war die gute Nachbarschaft einer der promi-
nentesten Slogans der politischen Vulgata der fin-
nischen Außenpolitik“ während der Amtszeit von
Staatspräsident Kekkonen (1956–1981). Auf dem
Sektor der Beziehungen zur Sowjetunion bedeu-
tete sie „eine rhetorische Figur, die dazu angetan
war, die Außenwelt im Hinblick auf die Stabilität
der nationalen Lage zu beruhigen, während auf-
grund der Ermahnungen der Sowjetunion und des
von ihr auf  Finnland ausgeübten Drucks gleichzei-
tig das Ungleichgewicht dieser Beziehungen ver-
schleiert wurde“. Ilkka Liikanen betont, die Be-
dingungen für die Nachbarschaftsbeziehungen
während des Kalten Krieges seien in Wirklichkeit
„unilateral diktiert“ worden. Mit dem Programm
der Europäischen Kommission für eine neue Nach-
barschaftspolitik haben diese Aspekte 2004 erneut
in den politischen Diskurs Finnlands Eingang ge-
funden. 

Die Geburtsstunde der ENP

Die Idee einer ENP stammt erst aus dem Jahr
2003. Javier Solana hatte damals eine Sicherheits-
strategie erarbeitet, die für die Einrichtung eines
„Freundeskreises“, das heißt eines Gürtels aus ver-
lässlich regierten Staaten vor den Toren Europas
plädierte und im folgenden Jahr vom Europarat
angenommen wurde. Im Dezember 2006 wurde
diese Idee unter dem Namen „ENP Plus“ ausge-
baut, um in den Bereichen Wirtschaft und Han-
del mehr zu bewirken: im Hinblick auf das Aus-
stellen von Visa, die Handhabung der Einwan-
derungsfrage, die politische und regionale Zusam-
menarbeit oder die finanzielle Unterstützung.

Anlässlich der Brüsseler Konferenz zur ENP im
September 2007 erklärte Benita Ferrero-Waldner,
Europakommissarin für Außenbeziehungen und
Nachbarschaftspolitik, Brüssel wolle es vermei-
den, „neue Bruchlinien zwischen seinem erweiterten
Territorium und seinen Nachbarn zu ziehen“ und
definierte die Zielsetzung der ENP als „eine wirt-
schaftlich integrierte Zone, in der die Güter, die
Dienstleistungen und das Kapital frei verkehren und
damit allen neue Möglichkeiten und Chancen bie-

ten“. Sie gestand jedoch ein, bei der Integration
handle es sich um „keinen sehr glanzvollen Vor-
gang“, da dieser zahlreiche Reformen erfordere
und vor allem Entscheidungen, die auf der natio-
nalen Ebene gelegentlich schwer zu akzeptieren
seien: „Die Unterstützung der wirtschaftlichen und
politischen Entwicklung in den Grenzländern der
Union stellt das beste Mittel dar, Frieden, Sicherheit
sowie Wachstum und dauerhafte Stabilität für die
gesamte Region zu gewährleisten.“

Die ENP, ursprünglich im Kontext des Beitritts
osteuropäischer Länder konzipiert und eng mit
der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik
(GASP) verbunden, war aus einleuchtenden Grün-
den des geopolitischen Gleichgewichts gezwun-
gen, ihre Reichweite Richtung Süden auszudeh-
nen. Tatsächlich hatten die europäischen Regie-
rungen drei Jahre zuvor, anlässlich des europäi-
schen Gipfeltreffens in Marseille, eine Partner-
schaft mit dem Süden als gescheitert ansehen
müssen – eben genau wegen des Ungleichge-
wichts, das die Mittelmeeranrainerstaaten ver-
spürten. 

Malta, Zypern und die Türkei, die der Euro-
Mediterranen Partnerschaft (EMP) angehörten,
schlossen sich der ENP wegen ihres Status als

Gute Nachbarschaft

„Die Union entwickelt besondere Beziehungen zu
den Ländern in ihrer Nachbarschaft, um einen
Raum des Wohlstands und der guten Nachbar-
schaft zu schaffen, der auf  den Werten der Union
aufbaut und sich durch enge, friedliche Beziehun-
gen auf  der Grundlage der Zusammenarbeit aus-
zeichnet.

Für die Zwecke des Absatzes 1 kann die Union
spezielle Übereinkünfte mit den betreffenden Län-
dern schließen. Diese Übereinkünfte können ge-
genseitige Rechte und Pflichten umfassen und die
Möglichkeit zu gemeinsamem Vorgehen eröffnen.
Zur Durchführung der Übereinkünfte finden re-
gelmäßige Konsultationen statt.“

(Titel I, Artikel 8 des Vertrages von Lissabon, 2007).

Foussier ENP  27.03.2009  13:40 Uhr  Seite 18



19Dokumente 2/09

Herausforderungen annehmen

Die Nachbarschaftspolitik erklärt sich vor allem
aus der Tatsache, dass die Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union zunehmend die Auswirkungen
der starken Belastungen spüren, denen die moder-
ne Gesellschaft mit der illegalen Einwanderung
und der Umweltverschmutzung ausgesetzt ist.
Durch ihre Erweiterung nähert sich die Gemein-
schaft zudem bestimmten Krisengebieten: Der
Kaukasus, Moldawien und der Nahe Osten,  selbst
Tschetschenien und die Westliche Sahara sind
durchweg Instabilitätsfaktoren, die indirekt im
Kontext der durch die Attentate vom 11. Sep-
tember 2001 motivierten Sicherheitsbestrebun-
gen stehen. Damit gilt es, für Demokratie, Wirt-
schaft, Energie und Immigration vier Herausfor-
derungen anzunehmen. 

Die noch am Wahlabend im Mai 2007 im Ely-
sée-Palast lauthals verkündete Absicht Sarkozys
zur Gründung einer Mittelmeerunion (die nach
einigen Spannungen mit Berlin zur „Union für
das Mittelmeer“ wurde), hat es der deutschen Rats-
präsidentschaft während des ersten Trimesters 2007
erlaubt, der Kluft zwischen dem (durch Deutsch-
land und Polen favorisierten) Osten und dem
(durch Frankreich, Spanien und Italien) bevor-
zugten Süden auf den Grund zu gehen. Die eu-
ropäischen Vorstöße im Bereich der Nachbar-
schaftspolitik konnten neu definiert werden, in-
dem nun auch die asiatischen Länder hinzutraten. 

Unter dem Eindruck des Konfliktes in Georgien
und den Krisen in der Ukraine, in Weißrussland,
Aserbaidschan oder Armenien plant das Europa
der 27, in Zukunft über eine partnerschaftlich ori-
entierte europäische Ostpolitik zu einem Gleich-
gewicht östlich seiner Grenzen beizutragen. Die
Tschechische Republik, bis Ende Juni für die Eu-
ropäische Ratspräsidentschaft zuständig, hat die-
se Initiative in ihr Programm aufgenommen und
entspricht damit den im Dezember 2003 einge-
führten Maßnahmen zur Einführung einer euro-
päischen Sicherheitsstrategie an den Grenzen der
Union. Das Anliegen der ENP ist, die Rechts-
normen und zivilen Freiheiten für eine wirkliche
wirtschaftliche und soziale Entwicklung umzuset-
zen – trotz der Heterogenität der europäischen
Gesellschaften.

Beitrittskandidaten nicht an – die Logik gebietet,
dass man nicht Nachbar und Familienmitglied 
in Personalunion sein kann. Mit dem EU-Beitritt
weiterer Länder (darunter Malta und Zypern im
Mai 2004) haben die europäischen Grenzen zu 
einer Neudefinition der ENP Anlass gegeben, die
den Begriff der Nachbarschaft besser umreißt.
Manche Länder ohne Wasser- oder Landesgren-
zen mit EU-Staaten, oder solche, die wie Arme-
nien, Aserbaidschan oder Georgien für einen Bei-
tritt kandidieren, wurden 2004 im Rahmen der
ENP aufgrund ihrer strategischen und energiepo-
litischen Bedeutung akzeptiert. 

Kein Wartezimmer zur EU

In der Tat gründet sich die Partnerschaft im We-
sentlichen auf die bilateralen Beziehungen aller
betreffenden Länder mit einem Grenzland der
Europäischen Union, beispielsweise im Rahmen
von Bündnis- oder Kooperationsabkommen, die
häufig seit vielen Jahren bestehen. Diese Aktions-
pläne sind nicht unilateral, sondern respektieren
die Besonderheiten des jeweiligen Landes. Über
das Konzept von Sicherheit und demokratischer
Stabilität hinaus bildet also die Frage des EU-Bei-
tritts den Hauptgegenstand der Diskussion. Man
muss tatsächlich eine Unterscheidung treffen zwi-
schen dem Willen zur Kooperation einerseits und
den Bestrebungen im Hinblick auf einen Beitritt
oder eine privilegierte Partnerschaft andererseits,
die von den Balkanländern bis zur Türkei und von
der Ukraine bis nach Georgien reichen. Die Teil-
nahme an der ENP schließt einen zukünftigen
EU-Beitritt de facto aus. Die ENP ist nicht das
Wartezimmer der Europäischen Union. Sie oszil-
liert, ohne sich auf eine der beiden Alternativen
festzulegen, zwischen Erweiterungspolitik und
Außenpolitik. Den betreffenden Ländern wird eine
privilegierte Beziehung vorgeschlagen, zu der ins-
besondere die Möglichkeit zählt, sich dem Bin-
nenmarkt der EU und seinen 500 Millionen Ver-
brauchern anzuschließen. Als Gegenleistung müs-
sen die Länder der ENP Verpflichtungen im Hin-
blick auf  Demokratie und Menschenrechte einge-
hen, und auf zahlreichen Ebenen Reformen durch-
führen.
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Kritische Stimmen

In einer ersten, im Dezember 2006 veröffentlich-
ten Bilanz hatte die Europäische Kommission
manche Schwächen herausgestellt, da die Länder
nicht immer den Forderungen der ENP entspra-
chen, etwa bezüglich der Bewilligung von Visa
oder des Reiseverhaltens ihrer Bürger in Richtung
der EU-Länder. 

Nach einer im September 2007 von Eurobaro-
meter veröffentlichten Umfrage scheinen 54 % der
Europäer an ihren Nachbarn wenig interessiert, es
sei denn, es handelt sich darum, mit ihnen wegen
einer Beschränkung der illegalen Einwanderung
zu kooperieren. Der französische Senator Jacques
Blanc, UMP-Vizepräsident der Senatskommissi-
on für Auswärtige Angelegenheiten, konstatiert in
seinem, im Juli 2008 für die Europäische Kom-
mission verfassten Bericht „den starken Kontrast,
der zwischen der Begeisterung der Kommission für
ihre Nachbarschaftspolitik besteht, und der Skepsis,
ja dem Misstrauen, auf das diese bei zahlreichen
Partnerländern stößt“. Seiner Meinung nach lehne
die Mehrheit der Staaten bereits den Namen
„Nachbarschaftspolitik“ mit der Begründung ab,
der Bezeichnung „Nachbar“ hafteten negative,
Unterlegenheit suggerierende Konnotationen an.
Es stimmt, dass die Länder, an die sich die ENP
wendet, sehr unterschiedlich sind; der einzige 
gemeinsamer Nenner, der eine Verbindung zwi-
schen ihnen herstellen soll, ist eben ihr Status als
– im weitesten Sinne – Nachbarn der EU.

Mithin gibt es zahlreiche Stimmen, die das Un-
gleichgewicht zwischen einer Gemeinschaft, die
Entscheidungen fällt, und den folgsamen Part-
nern kritisiert. Die Partnerländer der ENP möch-
ten nicht als „Vorstädte Europas“ betrachtet wer-
den. Im Übrigen gefällt es nicht allen, dass der Os-
ten und der Süden trotz grundlegender Unter-
schiede in ihrer Geschichte, ihrer geografischen
Lage und den gegenseitigen Beziehungen über
denselben Kamm geschoren werden. Marokko et-
wa liegt dem eigenen Empfinden nach näher an
Europa als der Kaukasus. Die Ukraine wiederum
kann die Präsenz der Mittelmeeranrainerstaaten
nicht nachvollziehen, die nicht beabsichtigen, 
eines Tages der Union beizutreten, während sie
selbst diesen Status einfordert.

Ein weiterer, regelmäßig vorgebrachter Vorwurf
betrifft die Finanzierung der Projekte durch die
Kommission. Das System ist derartig komplex,
dass die finanzielle Hilfe nicht immer den konkre-
ten Realitäten entspricht; darüber hinaus wirken
die Forderungen Brüssels übertrieben, vor allem
wenn sie mit den Bedingungen verglichen wer-
den, die seinerzeit gegenüber den mittlerweile der
Union angehörenden Ländern formuliert wur-
den. 

Seit Januar 2007 sind die Programme TACIS
(für den Osten und Russland), MEDA (für den
Süden und den Mittelmeerraum) sowie weitere
Programme zur finanziellen Unterstützung durch
ein einziges Organ ersetzt worden: das Europäi-
sche Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstru-
ment (ENPI). Der neue Finanzierungsfonds ver-
fügt für den Zeitraum von 2007 bis 2013 über
11,18 Milliarden Euro, was einem Aufschlag von
32 % entspricht. Die bewilligten Mittel werden
von der Entwicklung der vereinbarten Reformen
abhängen – frei nach der berühmten Methode von
Zuckerbrot und Peitsche.

Die im Bericht von Jacques Blanc zitierten
Zahlen sind aussagekräftig: Marokko etwa soll im
Rahmen der ENP von 2007 bis 2013 jährlich 200
Millionen Euro bekommen, während Polen für
denselben Zeitraum eine Summe von 10 Milliar-
den beanspruchen darf, Bulgarien und Rumänien
erhalten gemeinsam etwa 33 Milliarden finanziel-
le Unterstützung. Die Union für das Mittelmeer,
Nachfolgerin der im Rahmen des Barcelona-Pro-
zesses 1995 gegründeten Euro-Mediterranen Part-
nerschaft (EMP), wird vielleicht einigen Erwar-
tungen des Südens gerecht werden können. Man
beachte auch den von Israel beanspruchten „Son-
derstatus“: Es möchte zunächst auf den Gebieten
der Technologie und des Handels die Kooperation
stärken, sähe darüber hinaus aber gerne auch eine
politische Partnerschaft, wie sie bisher noch kei-
nem der ENP-Länder bewilligt worden ist.

Das Fazit lässt sich mit zwei Sätzen zusammen-
fassen: Für die Länder, die bereits einen Reform-
prozess in Gang gebracht haben, sind im Rahmen
der ENP die meisten Fortschritte zu verzeichnen.
Diejenigen, deren Reformprogramm inexistent
oder wenig tragfähig war, haben umgekehrt im
Rahmen der ENP kaum Fortschritte gemacht.
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Die Nachbarschaftspolitik ist also weniger effi-
zient, wenn das „Zuckerbrot“ eines möglichen
Beitritts fehlt.

Östliche Partnerschaft

Im Mai 2008 haben Polen und Schweden im
Europarat den Vorschlag einer „Östlichen Part-
nerschaft“ eingebracht, die innerhalb der ENP die
Ukraine, Moldawien, Georgien, Armenien, Aser-
baidschan und Weißrussland vereint. Im Gegen-
satz zu den südlichen Ländern können diese Staa-
ten für den Beitritt zur Union kandidieren. Einen
Monat später plante die sozialistische Fraktion des
Europaparlaments in Straßburg unter der Ägide
ihrer beiden stellvertretenden Vorsitzenden Jan
Marinus Wiersma (Niederlande) und Hannes
Swoboda (Österreich) in Paris die Gründung einer
„Union für das Schwarze Meer“ mit unter ande-
rem Russland und der Türkei. Es gibt jedoch be-
reits eine auf den Namen „Schwarzmeersynergie“
getaufte Initiative, die dem europäischen Anliegen,
nicht nur mit Staaten, sondern auch mit Regional-
organisationen zu kooperieren, Ausdruck verleiht.

Die beiden Straßburger Abgeordneten führen
an, dass zwei Mitglieder der Europäischen Union
(Bulgarien und Rumänien) Anliegerstaaten des
Schwarzen Meers seien, und dass Russland, wel-
ches sich als ein besonderer Partner der Union ver-
steht, in den anderen Institutionen durch seine
Abwesenheit glänze. Dies trägt allerdings der Tat-
sache keine Rechnung, dass Moskau Brüssel häu-
fig seine Einmischung vorwirft, wenn Europa die
Grenzländer auf die westlichen Werte festlegt und
seinen Einfluss steigert, indem es bei regionalen
Konflikten vor den Toren Russlands eingreift. 

Die Staats- und Regierungschefs der 27 Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft ha-
ben beim Europäischen Gipfeltreffen am 3. De-
zember 2008 beschlossen, eine partnerschaftliche
Politik mit dem Osten auszuarbeiten. Damit
nimmt im Rahmen der ENP eine neue Ostpolitik
Gestalt an. Von Anfang an war Deutschland der
Ansicht, die ENP dürfe in Europa nicht das ein-
zige partnerschaftliche Instrument bleiben. Berlin
hat sich stets darauf verstanden, zwischen den
„europäischen Nachbarn der Union“ und den „Nach-

barn Europas“ zu unterscheiden. Demnach blie-
ben Russland und Zentralasien in diesem Prozess
nicht außen vor.

Auch das besondere Verhältnis zu Russland ist
mit den zwischen Berlin und Paris abweichenden
Einschätzungen konfrontiert. In der besten Ab-
sicht hatten der französische Präsident Jacques
Chirac und der deutsche Bundeskanzler Gerhard
Schröder seinerzeit bei mehreren Ländern des Os-
tens ein Stirnrunzeln provoziert, als sie die Idee
von einer Achse Paris–Berlin–Moskau aufbrach-
ten. Warschau war gar nicht angetan, auch die bal-
tischen Hauptstädte nicht, und Washington noch
weniger. Möglicherweise steckte dahinter der Ge-
danke, an der Einstellung rütteln zu wollen, der
zufolge Osteuropa in Frankreich häufig als Hin-
terhof Deutschlands angesehen wurde, ähnlich
wie Deutschland den afrikanischen Kontinent oft
als privates Jagdrevier der Franzosen betrachtet.
Den 2003 berühmt gewordene Halbsatz des fran-
zösischen Präsidenten, in dem er feststellt, die öst-
lichen, in der Irak-Krise auf  Seiten der Vereinig-
ten Staaten stehenden Länder hätten „die Gele-
genheit verpasst, den Mund zu halten“, hörten die-
se Staaten, die sich anschickten, ein paar Wochen
später der Europäischen Union beizutreten, gar
nicht gerne.

Der Ostseerat

Eine einzige europäische Organisation bezieht
Russland bei regionalen Absprachen mit ein: Es
handelt sich um den Ostseerat (Council of the
Baltic Sea States, CBSS), der 1992 in Kopenhagen
auf  Betreiben des deutschen Außenministers Hans-
Dietrich Genscher und seines dänischen Amts-
kollegen Uffe Ellemann-Jensen gegründet wurde.
Dieser Rat zählt die Europäische Kommission zu
seinen Mitgliedern, dazu sämtliche Länder, deren
Wasserläufe in die Ostsee münden, aber auch Is-
land und Norwegen, die bereits im Rahmen ande-
rer überregionaler Organisationen Beziehungen
zu Dänemark, Finnland und Schweden unterhal-
ten. Einige Länder verfügen über einen Beobach-
terstatus, so etwa Frankreich, Großbritannien, Ita-
lien, die Ukraine, aber auch die USA.
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In Finnland hat der EU-Beitritt dazu geführt, dass
man zahlreiche Aspekte des europäischen Werte-
katalogs hochhält, wobei jedoch erstaunlich wenig
eine Weltsicht erschüttert wird, die sich traditio-
nell auf ethnische Unterschiede gründet, auf die
Furcht vor dem Fremden und auf zwischenstaat-
liche Interessenkonflikte.

Für Professor Liikanen von der Universität in
Joensuu hat der Beitritt zur EU „mehr dazu bei-
getragen, die Existenz der östlichen Grenze zu beto-
nen, als neue politische Perspektiven und Möglich-
keiten zur Kooperation auf nationaler Ebene aufzu-
zeigen. Die Programme für eine grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit innerhalb der Europäischen
Union sowie die Direktkontakte auf regionaler und
lokaler Ebene haben indes ein neues Handlungsfeld
eröffnet, dessen Existenz in der nationalen Diskus-
sion bisweilen vergessen, ja geleugnet wird.“

An den Außengrenzen der Europäischen Uni-
on wurden Euroregionen gegründet, größtenteils
in der Absicht, die EU-Erweiterung und das all-
mähliche Verschwinden dieser kontakthemmen-

den Grenzlinien vorzubereiten. Im Falle der Gren-
ze zwischen Finnland und Russland liegen die
Dinge anders. Sie ist noch lange nicht verschwun-
den, sondern ganz im Gegenteil dafür prädesti-
niert, auch in Zukunft eine supranationale Bedeu-
tung zu bewahren. Für Ilkka Liikanen wird sie
auch „die Zielscheibe unterschiedlicher Interessen
und Einflussnahmen auf supranationaler, nationa-
ler und regionaler Ebene“. Seiner Meinung nach
besteht die hauptsächliche Herausforderung der
zukünftigen Politik im Hinblick auf die Außen-
grenzen im Ausgleich dieser Interessenkonflikte.
Brüssel fasst neue Initiativen ins Auge, um be-
stimmte Probleme in den Griff zu bekommen,
zum Beispiel die Unterteilung der ENP-Länder in
vier Nachbargruppen: Osteuropa, Südkaukasus,
Mittlerer Osten und Nordafrika – vier „Nach-
barn“, von denen jeder über seine territoriale Be-
sonderheit, seine individuellen Erwartungen und
seine eigenen Vorstellungen von Nachbarschaft
hinaus auf seine Weise eine bestimmte Form von
Homogenität verkörpert.

Schengen – die anderen Grenzen

Das Schengener Abkommen, das am 15. Juni 1985 von fünf  europäischen Staaten (Deutschland,
Frankreich, Belgien, Niederlande und Luxemburg) im luxemburgischen Schengen vereinbart 
wurde, führte zehn Jahre später zu einem Wegfall von Grenzkontrollen. Inzwischen wurde die
Vereinbarung von insgesamt 28 Ländern unterschrieben – in der Europäischen Union sind nur
Großbritannien und Irland eingeschränkt beteiligt. Island (2001), Norwegen (2001) und die
Schweiz (2008) gehören zum Schengen-Raum. Liechtenstein, Monaco, San Marino und die
Vatikanstadt (die ohnehin keine Grenzkontrollen mit Italien kennt) sind keine Schengen-Länder.
Bulgarien, Rumänien und Zypern haben die Konvention bereits unterzeichnet, aber die Bestim-
mungen noch nicht ausgeführt. Das Schengen-Visum für Drittländer erlaubt Reisefreiheit bei
Kurzaufenthalten in den Mitgliedstaaten. Provisorische Ausnahmen sind vorgesehen, zum Beispiel
bei wichtigen Sportereignissen und politischen Gipfeln. Kritisiert wird das Schengener Abkommen
wegen der Zunahme von illegaler Einwanderung, die auch die Billigarbeit begünstigt – was das
Bundesinnenministerium nicht bestätigt.

Die Gemeinde Schengen an der Mosel befindet sich im Dreiländereck; auf dem anderen
Moselufer liegen Perl in Deutschland (Saarland) und Apach in Frankreich (Lothringen).

G.F.

Dokumente 2/0922

Dossier | François Talcy

Foussier ENP  27.03.2009  13:40 Uhr  Seite 22



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (Euroscale Coated v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.3
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams true
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize false
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts false
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile (None)
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /Warning
  /DownsampleColorImages false
  /ColorImageDownsampleType /Average
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /Warning
  /DownsampleGrayImages false
  /GrayImageDownsampleType /Average
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 800
  /MonoImageMinResolutionPolicy /Warning
  /DownsampleMonoImages false
  /MonoImageDownsampleType /Average
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check true
  /PDFXCompliantPDFOnly true
  /PDFXNoTrimBoxError false
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <>
    /CHT <>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA (Utilizzare queste impostazioni per creare documenti Adobe PDF che devono essere conformi o verificati in base a PDF/X-3:2002, uno standard ISO per lo scambio di contenuto grafico. Per ulteriori informazioni sulla creazione di documenti PDF compatibili con PDF/X-3, consultare la Guida dell'utente di Acrobat. I documenti PDF creati possono essere aperti con Acrobat e Adobe Reader 4.0 e versioni successive.)
    /JPN <>
    /KOR <>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die moeten worden gecontroleerd of moeten voldoen aan PDF/X-3:2002, een ISO-standaard voor het uitwisselen van grafische gegevens. Raadpleeg de gebruikershandleiding van Acrobat voor meer informatie over het maken van PDF-documenten die compatibel zijn met PDF/X-3. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 4.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents that are to be checked or must conform to PDF/X-3:2002, an ISO standard for graphic content exchange.  For more information on creating PDF/X-3 compliant PDF documents, please refer to the Acrobat User Guide.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 4.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /HighResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /UseDocumentProfile
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [2834.646 2834.646]
>> setpagedevice


